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ANDREJ HOLM 

DIE LAGE DER SOZIALEN 
WOHNRAUMVERSORGUNG IN BERLIN
STELLUNGNAHME FÜR DIE EXPERTENKOMMISSION ZUM 
VOLKSENTSCHEID «VERGESELLSCHAFTUNG GROSSER 
WOHNUNGSUNTERNEHMEN»1

1 Bei diesem Beitrag handelt es sich um die Verschriftlichung eines Vortrags vom 9. Juni 2022 im Rahmen einer öffentlichen Anhörung. Beteiligt an der 
Ausarbeitung waren Maximilian Sprengholz, Tonn Rüter und Valentin Regnault. 

Die Situation des Berliner Wohnungswesens kann 
aus vielen verschiedenen Perspektiven beurteilt wer-
den. In dieser Stellungnahme stehen die Aspekte der 
sozialen Wohnungsversorgung im Zentrum, also die 
Frage, ob und wie eine für alle Haushalte in Berlin 
angemessene, leistbare und bedarfsgerechte Ver-
sorgung mit Wohnraum sichergestellt werden kann. 
Für eine Stadt wie Berlin, in der mehr als vier von fünf 
Haushalten zur Miete wohnen, ist für die Analyse der 
Wohnraumversorgung vor allem der Mietwohnungs-
sektor von Bedeutung. Beantwortet werden sollen in 
diesem Beitrag die folgenden Fragen:
–  Wie haben sich die Bestands- und Angebotsmieten 

seit Anfang der 1990er-Jahre in Berlin entwickelt?
–  Worauf sind diese Mietpreisentwicklungen zurück-

zuführen?
–  Welche Auswirkungen haben die Mietpreisentwick-

lungen auf die Wohnraumversorgung verschiede-
ner Einkommensklassen?

–  Wie groß sind die Versorgungsbedarfe und -poten-
ziale für eine soziale Wohnungsversorgung?

–  Welchen Beitrag zur sozialen Wohnungsversor-
gung leisten die verschiedenen Wohnungsmarkt-
segmente?

Nach einer kurzen Beschreibung der allgemeinen 
Mietentwicklung in Berlin (Abschnitt 1) erfolgt eine 
Darstellung von verschiedenen Entwicklungen auf 
dem Berliner Mietwohnungsmarkt, um mögliche 
Ursachen der deutlichen Mietsteigerungen zu identi-
fizieren (Abschnitt 2). Im Anschluss wird mit einer Sta-
tus-quo-Betrachtung die aktuelle Situation der sozia-
len Wohnraumversorgung vorgestellt (Abschnitt 3) 
und der Frage nachgegangen, inwieweit die Mietwoh-
nungsangebote in Berlin dem sozialen Bedarf entspre-
chen (Abschnitt 4). Der abschließende Abschnitt gibt 
einen Einblick in das unterschiedliche Vermietungs-
verhalten, das in verschiedenen Wohnungsmarktseg-
menten beobachtet werden kann (Abschnitt 5).

1 WIE HABEN SICH DIE BESTANDS- UND ANGEBOTSMIETEN  
IN BERLIN ENTWICKELT?

Wie sich die Mietpreise in Bestandswohnungen und 
bei Wohnungsangeboten entwickeln, gilt als hilfrei-
cher Indikator, um die allgemeinen Trends auf den 
Wohnungsmärkten zu beschreiben. Auch wenn die 
Mittelwerte der Bestands- und Angebotsmieten zu ver-
schiedenen Zeitpunkten keinen Einblick in die jeweilige 
Spreizung und die konkrete Zusammensetzung der 
Mietpreisstrukturen bieten, sind sie dennoch geeignet, 
die allgemeine Mietpreisdynamik zu erfassen.
Die Unterscheidung zwischen Bestandsmieten bei 
laufenden Mietverträgen und Angebotsmieten bei 
der Wiedervermietung von Wohnungen ist sinn-
voll, weil beide a) unterschiedlichen mietrechtlichen 
Regulierungen unterliegen und b) für unterschiedli-
che Aspekte der Wohnraumversorgung stehen.

Eine langfristige Betrachtung zeigt für die Bestands-
mieten eine relativ kontinuierliche Entwicklung mit 
einer Steigerung von etwa 2,7 Prozent pro Jahr. Aus-
gehend von den niedrigen Angebotsmieten Anfang 
der 1990er-Jahre mit Nettokaltmieten von knapp 
über 3,00 €/m² ist die mittlere Höhe der Bestandsmie-
ten bis zum Jahr 2021 auf 6,86 €/m² gestiegen. Die 
Angebotsmieten sind im selben Zeitraum von 3,87 €/
m² auf 11,95 €/m² gestiegen – das entspricht einer 
durchschnittlichen Steigerung von 4 Prozent pro Jahr. 
Bis auf einen kurzen Zeitraum mit sogar rückläufi-
gen Angebotsmietpreisen (1997 bis 2001) lagen die 
Steigerungen der Angebotsmieten immer über den 
Veränderungen der Bestandsmieten. In den Fünfjah-
resperioden nach der Jahrtausendwende lagen die 
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Steigerungen der Angebotsmieten durchgehend bei 
über 5 Prozent im Jahr. 
Die Folge dieser ungleichen Entwicklungsdynamik 
ist eine seit 2007 stetig wachsende Lücke zwischen 
den Bestands- und Angebotsmieten. Bis zum Jahr 
2006 lagen nie mehr als 1,00 €/m² zwischen den bei-
den Mietwerten, sodass ein Wohnungswechsel in 
Wohnungen vergleichbarer Größe und Qualität ohne 
erhebliche Mietsteigerungen möglich war. Im Mittel 
des Zeitraums von 1992 bis 2006 lagen die Neuver-
mietungsmieten bei 0,43 €/m² über den Bestands-
mieten. Im Zeitraum von 2007 bis 2021 lag die mitt-
lere Neuvermietungsdifferenz bei 2,71 €/m². Seit dem 
Jahr 2017 liegt die mittlere Neuvermietungslücke bei 
über 4,00 €/m².
Ein großer Abstand zwischen Bestands- und Wieder-
vermietungsmieten hat verschiedene Auswirkungen 
auf die Wohnraumversorgung:
–  Wohnungssuchende müssen im Vergleich zu den 

bereits mit Wohnungen versorgten Haushalten 
deutlich höhere Mietpreise zahlen. Das erschwert 
insbesondere Haushalten mit geringen Einkommen 
den Zugang zum Wohnungsmarkt. Eine in der Kon-
sequenz einkommensabhängige Wohnungsversor-

gung ist immer auch Frage der sozialen Gerechtig-
keit.

–  Hohe Wiedervermietungsmieten verletzten auch 
das individuelle Gerechtigkeitsempfinden, weil 
Wohnungen gleicher Qualität, Größe und Ausstat-
tung sehr unterschiedliche Mieten aufweisen.

–  Hohe Wiedervermietungsmieten gefährden eine 
bedarfsgerechte Verteilung des vorhandenen 
Wohnraums und führen zu sogenannten Lock-in-Ef-
fekten, weil Wohnungswechsel mit sehr hohen Kos-
ten verbunden sind. In der Folge bleiben viele Haus-
halte in den (günstigeren) Bestandswohnungen, 
selbst wenn diese den veränderten Wohnbedürfnis-
sen nicht mehr entsprechen. 

–  Große Abstände zwischen Bestands- und Neuver-
mietungsmieten erscheinen aus einer ökonomi-
schen Perspektive als Ertragslücke zwischen den 
aktuell erzielten und den potenziell zu erzielenden 
Mieteinnahmen. Je größer diese Ertragslücke, 
desto größer der wirtschaftliche Anreiz, einen 
Wechsel der Mietverhältnisse durchzusetzen. Aus 
der Perspektive vieler Mieter*innen bewirkt dieses 
wirtschaftlich rationale Verhalten der Ertragsopti-
mierung einen erheblichen Verdrängungsdruck.

Abbildung 1: Entwicklung der Berliner Bestands- und Angebotsmieten (netto kalt) in €/m2 (1991 bis 2021)

Quelle: IBB-Wohnungsmarktberichte 1991 bis 2021; Guthmann Immobilien: Immobilien-Marktreporte Berlin 2012 bis 2021
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Tabelle 1: Veränderung der Bestands- und Angebotsmieten in Berlin pro Jahr (1992 bis 2021)

1992 bis 
1996

1997 bis 
2001

2002 bis 
2006

2007 bis 
2011

2012 bis 
2016

2017 bis 
2021

gesamt

Bestandsmieten 4,3 % 2,4 % 3,3 % 2,6 % 3,3 % 4,3 % 2,7 %

Angebotsmieten 4,3 % 4,3 % 4,3 % 4,3 % 4,3 % 4,3 % 4,0 %

Quelle: IBB-Wohnungsmarktberichte 1992 bis 2021; Guthmann Immobilien: Immobilien-Marktreporte Berlin 2012 bis 2021
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2 WORAUF SIND DIE MIETPREISENTWICKLUNGEN 
ZURÜCKZUFÜHREN?

Steigerungen von Wohnungsmieten sind von den 
Modalitäten abhängig, mit denen Mietpreise gebildet 
werden. Grundsätzlich unterschieden werden kön-
nen dabei:
–  Kostenmieten, die sich an den realen Aufwendun-

gen für die Refinanzierung und an den Kosten der 
Bewirtschaftung orientieren. Viele Genossenschaf-
ten und andere gemeinwirtschaftlich agierende 
Wohnungsbauträger orientieren sich an dieser Kos-
tenlogik und kalkulieren die Mietpreise und Nut-
zungsentgelte so, dass die tatsächlich anfallenden 
Kosten aus den Erträgen finanziert werden können.

–  Marktmieten, bei denen der Mietpreis aus der Zah-
lungsbereitschaft der Nachfrageseite abgeleitet 
wird. In den klassischen Modellen solcher Markt-
logiken wird der Mietpreis aus dem Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage bestimmt. Insbesondere 
knappe Güter haben in diesen ökonomischen 
Modellannahmen einen hohen Preis, weil eine hohe 
Nachfrage auf ein beschränktes Angebot trifft.

–  Ertragserwartungsmieten, bei denen die Miet-
preise aus den Einnahmen bestimmt werden, die 
zum Zeitpunkt des Erwerbs oder des Baus von 
Immobilien angenommen werden. Insbesondere 
Preise von Grundstücken, Immobilien und Woh-
nungen spiegeln keinen realen Wert wider, sondern 
sind als Investitionen in künftige Erträge anzuse-
hen. Ein hoher Preis wird nicht deshalb gezahlt, 
weil der Wert eines Gebäudes oder die aktuellen 
Mieteinnahmen sehr hoch sind, sondern weil künf-
tig hohe Erträge durch die Vermietung zu höchst-
möglichen Mietpreisen erwartet werden. So sind 
in überhöhten Immobilienpreisen die zukünftigen 
Mietsteigerungen bereits eingepreist. Je höher die 
Ertragserwartungen, desto höher der ökonomische 
Druck, die Mietsteigerungen auch zu realisieren.

–  Politisch festgesetzte Mieten, bei denen die Miet-
preise durch öffentliche Auflagen staatlich regu-
liert werden. In der Praxis können das festgelegte 
Mieten in Wohnraumförderprogrammen, öffent-
lich-rechtlich festgesetzte Höchstmieten oder auch 
politisch bestimmte oder vereinbarte Mieten bei 
den öffentlichen Wohnungsbeständen sein.

In der Realität des Wohnungswesens überlagern sich 
diese verschiedenen Mietpreislogiken. Daher bedarf 
es einer differenzierten Betrachtung, um genauere 
Aussagen darüber zu treffen, warum die Mieten in 
Berlin so stark gestiegen sind.
Kostenmieten: Im Laufe der letzten 30 Jahre haben 
die tatsächlichen Bewirtschaftungskosten von Woh-
nungen zugenommen. Doch aus den notwendigen 
Aufwendungen für die Wohnungsbewirtschaftung 

(in etwa 0,50 €/m² Verwaltungskostenpauschale, 
2,00 €/ m² Instandhaltungsrücklage, 0,15 €/m² Mie-
tausfallwagnis) ist maximal eine Nettokaltmiete in 
Höhe von 3,00 €/m² abzuleiten, da der überwiegende 
Teil der laufenden Kosten (Grundsteuern, Abgaben, 
Gebühren etc.) über die Betriebskostenabrechnun-
gen direkt von den Mieter*innen gezahlt wird. Über 
diese Werte hinausgehende Mietpreisanteile dienen 
der Refinanzierung von Krediten und damit dem Ver-
mögensaufbau der Eigentümer*innen oder werden 
von diesen als Gewinne veranschlagt. Die deutlichen 
Mietsteigerungen der letzten Jahre können daher 
nicht mit steigenden Kostenmieten erklärt werden.
Marktmieten: Eine weitverbreitete Erklärung für 
Mietentwicklungen bezieht sich auf wirtschaftswis-
senschaftliche Modelle, die Preise auf das Verhältnis 
von Angebot und Nachfrage zurückführen. Demnach 
reagiert die Marktmiete auf idealen Märkten unmittel-
bar auf die Veränderung von Angebot und Nachfrage. 
Die Berliner Mietpreisentwicklung bestätigt diesen 
Zusammenhang nur teilweise.
Eine kumulierte Darstellung der Veränderungen von 
Haushalten und Wohnungen in Berlin zeigt für die 
jeweiligen Fünfjahresphasen, ob mehr Haushalte 
oder mehr Wohnungen im jeweiligen Betrachtungs-
zeitraum hinzugekommen sind. In den Jahren 1992 
bis 1996 stand einem Zuwachs von 77.200 Haus-
halten die Fertigstellung von 70.300 Wohnungen 
gegenüber. Obwohl sich Angebot und Nachfrage 
fast gleichförmig entwickelt haben, stiegen die Mie-
ten (umgerechnet) um 0,92 €/m². Die sehr deutliche 
Differenz zwischen fast 80.000 zusätzlichen Wohnun-
gen und einem Anstieg der Haushaltszahlen um nur 
knapp 30.000 in den Jahren 1997 bis 2001 hingegen 
führte lediglich zu einer leichten Mietabsenkung von 
0,35 €/m². In den darauffolgenden Zeiträumen (2002 
bis 2006, 2006 bis 2011 und 2012 bis 2016) scheint 
sich die Marktlogik zu bestätigen: Die Konstellation 
von deutlich steigender Nachfrage und den geringen 
Zuwächsen an Wohnungen korrespondiert mit deutli-
chen Mietsteigerungen in den jeweiligen Zeiträumen. 
Das Marktmodell bietet jedoch keine Erklärung für die 
Entwicklung der Mieten im Zeitraum 2017 bis 2021. 
Obwohl in dieser Phase die Fertigstellungszahlen von 
Wohnungen deutlich über dem Anstieg der Haus-
haltszahlen lagen, erreichten die Mietsteigerungen 
mit 2,75 €/m² einen Höchststand. Die zu erwartende 
Marktentspannung schlug sich in diesen Jahren 
nicht in der Mietpreisbildung nieder. Die Erklärungs-
potenzial der Angebot-Nachfrage-Modelle ist für die 
Berliner Mietpreisentwicklung also begrenzt. Es gibt 
offensichtlich noch andere Faktoren, die diese zumin-
dest mit beeinflussen.
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Ein Vergleich der beiden Phasen, in denen die Fertig-
stellungszahlen von Wohnungen über dem Anstieg 
der Haushaltszahlen lagen (1997 bis 2001 und 2017 
bis 2021), zeigt deutliche Unterschiede hinsichtlich 
der Rahmenbedingungen. Ende der 1990er-Jahre 
lag nicht nur die Zahl der fertiggestellten Wohnungen 
über dem Wachstum der Haushalte. Auch bei einer 
Gesamtbetrachtung von Haushalten und Wohnun-
gen war Berlin von einem Überangebot und hohem 
Leerstand geprägt. In der aktuellen Situation hinge-
gen weist der Berliner Wohnungsmarkt trotz der stei-
genden Bauaktivitäten einen Mangel an Wohnungen 
auf. Sollte diese Konstellation die Mietpreisbindung 
bestimmen, würde der Anstieg der Mieten erst dann 
ein Ende finden oder die Preisspirale gar zurückge-
dreht werden können, wenn es durch verstärkten 
Neubau gelingt, sozusagen in einen neuen Leerstand 
hineinzubauen. Strategien für den Bau von Wohnun-
gen, die nicht benötigt werden (um die Preise zu dros-
seln), stehen dabei im Zielkonflikt zu den klimapoliti-
schen Herausforderungen unserer Gesellschaft und 
sollten sich eigentlich von selbst verbieten.
Ertragserwartungsmieten: Die sogenannten Ertrags-
erwartungsmieten sind am besten geeignet, um die 
aktuellen Preisentwicklungen schlüssig zu erklären und 
nachzuvollziehen. Seit der weitgehenden Privatisierung 
des Berliner Wohnungsbestands dominieren marktrati-
onale Anbieter mit einem Anteil von etwa 65 Prozent 
das Mietwohnungsgeschehen. Nur etwa 25 Prozent 
der Mietwohnungen unterliegen zurzeit einer sozia-
len Regulierung, darunter etwa 330.000 Wohnungen 

der landeseigenen Wohnungsunternehmen (LWU), 
die nach den Vorgaben der Kooperationsvereinba-
rungen bewirtschaftet werden müssen, sowie etwa 
93.000 Wohnungen im privaten und genossenschaft-
lichen Eigentum, die aufgrund von Programmen des 
sozialen Wohnungsbaus und der Wohnbauförderung 
bzw. früheren Modernisierungsförderungen einer 
Mietpreis- und Belegungsbindung unterliegen. Hinzu 
kommt ein Anteil von etwa 10 Prozent des Wohnungs-
bestands, der von Genossenschaften verwaltet wird.
Nur noch 25 Prozent der Berliner Mietwohnungen 
werden von öffentlichen Wohnungsbaugesellschaf-
ten bewirtschaftet oder unterliegen sozialen Bele-
gungsbindungen. Entsprechend werden viele Ange-
botsmieten auf der Grundlage von wirtschaftlichen 
Überlegungen gebildet. Die Orientierungswerte der 
Mietpreisbildung reflektieren dabei nicht nur Ange-
bots- und Nachfragedynamiken, sondern orientieren 
sich an den jeweils gängigen Ertragserwartungen.
Einen Hinweis auf diese gängigen Ertragserwartun-
gen bieten die Immobilienpreise von Grundstücken 
und Teileigentum. Die deutlich gestiegenen Preise 
der Immobilien stehen dabei für eine hohe Erwartung 
künftiger Erträge. Die Bereitschaft, immer höhere 
Preise für Immobilien zu zahlen, basiert letztlich auf 
der Erwartung, bei höchster und bester Nutzung künf-
tig auch höhere Erträge zu generieren, sodass sich der 
Kauf der Immobilie zumindest langfristig lohnt. 
Galt früher das 14- oder 15-Fache der Jahresnetto-
miete als Maßstab für einen realistischen Kaufpreis 
für eine Wohnung bzw. ein Haus, so werden heute 

Abbildung 2: Quantitative Veränderungen bei Haushalten, Wohnungen und Angebotsmieten in Berlin 
(1992 bis 2021)

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg; IBB-Wohnungsmarktberichte 1992 bis 2021
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Immobilien im Schnitt zum 25- bis 30-Fachen der 
Jahresnettomieteinnahmen gehandelt. In vielen Fäl-
len ist – trotz der aktuell noch niedrigen Zinsen – eine 
Refinanzierung durch die Bestandsmieten zum Zeit-
punkt des Erwerbs nicht mehr möglich. Mieterhöhun-
gen und hohe Wiedervermietungspreise werden in 
vielen Fällen zur notwendigen Voraussetzung, damit 
das Geschäftsmodell aufgeht. Aus dieser Perspektive 
können die hohen Angebotsmieten als Reaktion auf 

die überhöhten Immobilienmarktpreise der letzten 
Jahre angesehen werden. Tatsächlich materialisie-
ren sich in den hohen Kaufpreisen die steigenden 
Ertragserwartungen. Die extrem hohen Kaufsum-
men erzeugen bei den Käufer*innen einen massiven 
ökonomischen Druck, dafür zu sorgen, dass sich ihre 
Ertragserwartungen in der Praxis auch erfüllen.
Seit 2009 entwickelte sich das Volumen der Immo-
bilientransaktionen in Berlin von 6,5 Milliarden Euro 

Abbildung 3: Entwicklung privater und sozial gebundener Mietwohnungsbestände in Berlin  
(1991 bis 2021)

Quelle: IBB-Wohnungsmarktberichte 1991 bis 2021
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Abbildung 4: Geldumsatz bei Immobilientransaktionen in Berlin (2009 bis 2021)

Quelle: Gutachterausschuss für Grundstückswerte in Berlin 2009 bis 2021
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auf derzeit 23,8 Milliarden Euro im Jahr. Das ist eine 
deutliche Steigerung. Insbesondere der Umsatz 
mit «bebauten Grundstücken» (also den Grundstü-
cken mit Häusern und existierenden Nutzungen) lag 
seit 2017 konstant über 10 Milliarden Euro pro Jahr. 
In einer sehr abstrakten Weise sind diese Immobi-
lienkäufe Investitionen in den Erwerb von Eigen-
tumstiteln, die zur Abschöpfung künftiger Erträge 
berechtigen. Da die Preise der Immobilien auf hohen 
Ertragserwartungen basieren, wird sich das rege Ver-
kaufsgeschehen auf dem Berliner Immobilienmarkt 
auch in der Gestaltung der Angebotsmieten nieder-
schlagen.
Politisch festgesetzte Mieten: Die vierte Modalität 
der Mietpreisgestaltung sind politisch festgesetzte 
Mieten. In der Berliner Praxis unterliegen insbeson-
dere die Bestände der landeseigenen Wohnungsun-
ternehmen und der Wohnungen in laufenden Förder-
programmen solchen politisch definierten Auflagen 
zur Mietpreisgestaltung. Je höher der Anteil von sol-
chen sozial regulierten Wohnungen, desto stärker der 
Einfluss auf die gesamte städtische Wohnraumver-
sorgung. 
Während Haushalte mit geringen Einkommen auf 
solche regulierten Bestände angewiesen sind, um 
überhaupt eine Wohnung zu finden, bieten sie für 
Haushalte mit mittleren Einkommen eine Wahlop-
tion gegenüber Wohnungen mit höheren Markt- und 
Ertragserwartungsmieten. Je realistischer die Chance 
auf den Bezug einer preisreduzierten Wohnung, 
desto geringer die Bereitschaft, teure Angebots-
mieten zu akzeptieren. Umgekehrt gilt: je geringer 

der Anteil von sozial regulierten Wohnungen, desto 
ungebremster die Wirksamkeit von Marktlogiken und 
Ertragserwartungen.
In Berlin haben sich die Anzahl und der Anteil von 
politisch regulierten und sozial gebundenen Woh-
nungen deutlich verringert. Befanden sich Anfang 
der 1990er-Jahre noch etwa 850.000 Wohnungen im 
Besitz der öffentlichen Wohnungsunternehmen und/
oder waren Teil von Programmen des sozialen Woh-
nungsbaus, so ist der sozial regulierte Bestand auf 
etwa 425.000 Wohnungen im Jahr 2020 gesunken. 
Entsprechend geringer fällt auch der Einfluss dieser 
Bestände auf die allgemeine Mietpreisentwicklung 
aus.
Das Potenzial der sozialen Wohnungsversorgung 
wird in Berlin vom Anteil der Wohnungsbestände in 
öffentlicher Hand bestimmt. Der Anteil der landesei-
genen Wohnungen am regulierten Bestand lag durch-
gehend bei über 65 Prozent. Aktuell wird die Aufgabe 
der sozialen Wohnraumversorgung sogar zu knapp 
80 Prozent von den Landeswohnungsunternehmen 
übernommen. Da die meisten Förderprogramme nur 
zeitlich befristete Bindungen erwirken, ist die Auswei-
tung des öffentlichen Wohnungsbestands mit einer 
dauerhaften sozialen Bewirtschaftung die nachhal-
tigste Strategie zur Sicherung einer sozialen Wohn-
raumversorgung.
Ein Vergleich der verschiedenen Mietpreismodalitä-
ten zeigt für die Berliner Situation der letzten Jahre 
deutlich, dass einseitige Modelle die reale Entwick-
lung der Angebotsmietpreise nicht schlüssig erklären 
können. Neben der allseits bekannten Marktlogik von 

Abbildung 5: Öffentlich geförderte bzw. sozial regulierte Wohnungsbestände in Berlin (1991 bis 2020)

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg; IBB-Wohnungsmarktberichte 1992 bis 2020
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Angebot und Nachfrage sind es insbesondere die 
steigenden Ertragserwartungen bei Immobilienkäu-
fen zu überhitzten Preisen und der rückläufige Anteil 
von sozial regulierten Beständen, die den Mietanstieg 
der letzten Jahre erklären können. In Konstellationen 

2 Die Sondererhebung zur Wohnsituation im Rahmen der Mikrozensusbefragung wird vom Statistisches Bundesamt alle vier Jahre durchgeführt, sodass 
noch keine aktuelleren Daten vorliegen. Die nächste Erhebung findet in diesem Jahr (2022) statt, erste Zahlen werden voraussichtlich Ende 2023 vorliegen.

multivariater Ursachen sind differenzierte Strategien 
der Wohnungspolitik gefragt, die a) den Neubau 
von Wohnungen sicherstellen, b) mit der spekulati-
ven Logik der Ertragserwartung brechen und c) den 
Umfang der sozial regulierten Bestände vergrößern.

3 WELCHE AUSWIRKUNGEN HABEN DIE MIETPREISENTWICK-
LUNGEN AUF DIE WOHNRAUMVERSORGUNG VERSCHIEDENER 
EINKOMMENSKLASSEN?

Neben einer ausreichenden Anzahl von Wohnungen 
ist ihre Leistbarkeit ein wichtiges Maß, um die Qua-
lität der Wohnungsversorgung zu beurteilen. Als 
leistbar gelten Wohnungen, wenn die Mietkosten 
einen Anteil von 30 Prozent des verfügbaren Haus-
haltseinkommens nicht überschreiten. Die Leistbar-
keitsgrenze ist in der wohnungspolitischen Debatte 
vor allem ein Indikator für den Stand der sozialen 
Wohnungsversorgung und wird nur selten in kon-
krete Instrumente umgesetzt. Da allgemein festge-
legte einkommensabhängige Mietobergrenzen in der 
Vergabepraxis Haushalte mit geringen Einkommen 
benachteiligen würden, gelten «30-Prozent-Regeln» 
bisher ausschließlich bei staatlichen Zuzahlungen 
bzw. werden genutzt, um in den öffentlichen Woh-
nungsbeständen Mieterhöhungen zu begrenzen. So 
verzichten etwa die landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen auf die Umlage von Modernisierungskos-
ten auf die Miete, wenn mit der damit verbundenen 
Erhöhung der Bruttowarmmiete die Leistbarkeits-
grenze von 30 Prozent des Einkommens überschrit-
ten würde. 
Im Jahr 2018 war bei 48 Prozent der zur Miete wohnen-
den Berliner Haushalte die Leistbarkeitsgrenze bereits 
überschritten. Das zeigen Auswertungen der Mikro-
zensus-Sondererhebungen zu den Wohnverhältnis-
sen. Damit hatten insgesamt über 760.000 Haushalte 
im Untersuchungszeitraum höhere Mietkosten zu tra-
gen, als sie sich mit ihren Einkommen hätten leisten 
können.2

Ein differenzierter Blick nach Einkommensklassen 
zeigt wenig überraschend, dass hohe Mietkosten-
belastungen Haushalte mit geringen Einkommen 
deutlich häufiger betreffen als Haushalte mit höhe-
ren Einkommen. So war die Leistbarkeitsgrenze bei 
89 Prozent derjenigen Haushalte überschritten, die 
über weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens 
verfügten. In der Gruppe der Geringverdienenden mit 
Einkommen zwischen 60 und unter 80 Prozent des 

Medianeinkommens lag der Anteil bei 70 Prozent und 
von den Haushalten mit einem Einkommen knapp 
unterhalb des Medianeinkommens (80 bis unter 
100 Prozent des Medianeinkommens) müssen immer-
hin noch 44 Prozent mehr als 30 Prozent ihres Ein-
kommens für die Miete ausgeben. In den höheren Ein-
kommensklassen sinkt der Anteil der Haushalte mit 
überhöhten Mietkostenbelastungen entsprechend.
Wohnungspolitische Instrumente, die sich an dem 
Ziel einer sozialen Wohnraumversorgung orientieren, 
müssen demnach vor allem dazu beitragen, Haus-
halte mit unterdurchschnittlichen Einkommen mit 
entsprechend günstigen Wohnungen zu versorgen. 
Die Versorgungslücke mit leistbaren Wohnungen, das 
heißt die Differenz zwischen dem Bedarf und der vor-
handenen Anzahl an leistbaren Wohnungen, umfasste 
im Jahr 2018 mit insgesamt etwa 760.000 Haushal-
ten fast die Hälfte aller Berliner Haushalte in Miet-
wohnungen. Der größte Teil dieser Haushalte (knapp 
590.000) erhielt keine staatlichen Transferleistun-
gen oder Wohngeldzahlungen. Der Anteil von etwa 
155.000 Bedarfsgemeinschaften im Transferleis-
tungsbezug (bei denen die Wohnkosten über die Kos-
ten der Unterkunft [KdU] als Teil der Sozialleistungen 
vom Staat bzw. von der Kommune übernommen wer-
den) an den Haushalten, bei denen die Leistbarkeits-
grenze überschritten war, lag bei 20,5 Prozent. Hinzu 
kamen noch knapp 19.000 Haushalte, die Wohngeld-
zahlungen erhielten (etwa 2,5 Prozent der Haushalte 
mit überhöhten Mietkosten). 
Haushalte mit überhöhten Mieten können nur durch 
Einkommenssteigerungen oder durch die Verringe-
rung der Miete eine für sie angemessene Mietkos-
tenbelastung erreichen. Angesichts der sehr hohen 
Angebotsmieten ist die Chance, die Wohnkosten 
durch den Umzug in eine günstigere Wohnung zu 
reduzieren, zurzeit stark eingeschränkt.
Ein differenzierte Betrachtung der Gruppe der Haus-
halte mit Mietkostenbelastungen über 30 Prozent ihres 
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Abbildung 6: Mietkostenbelastung nach Einkommensklassen in Berlin (2018)

Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 2018
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Abbildung 7: Zahl der Haushalte in Berlin, die weniger bzw. mehr als 30 Prozent ihres Einkommens  
für die Miete ausgeben, mit Angaben zum Transferleistungsbezug (2018) 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 2018
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Einkommens zeigt, dass mit über 465.000 Haushalten 
fast 80 Prozent dieser Gruppe unterdurchschnittliche 
Einkommen erzielen und entsprechend auf unter-
durchschnittliche Mietpreise angewiesen sind. 

Etwa 150.000 Haushalte, bei denen die Leistbarkeits-
grenze überschritten ist, haben maximal 1.375 Euro 
als Nettoeinkommen im Monat zur Verfügung und 
sind auf entsprechend günstige Wohnungen ange-
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wiesen. Bei einem durchschnittlichen Wohnflä-
chenverbrauch von 68 Quadratmeter je Haushalt 
entspricht das einer maximalen Nettokaltmiete von 
3,50 €/m². Da der größte Teil der Haushalte mit nied-
rigen Einkommen von der Gruppe der Alleinlebenden 
gestellt wird, ist der angemessene Wohnflächenbe-
darf entsprechend geringer. Ein Einpersonenhaus-
halt mit einem Einkommen von 1.000 Euro im Monat 
sollte maximal 300 Euro davon für die Miete ausge-
ben. Bezogen auf eine Wohnfläche von zum Beispiel 
45 Quadratmetern entspricht die leistbare Miete einer 
Bruttowarm-Quadratmetermiete von 6,66 Euro. Zieht 
man die durchschnittlichen Betriebs- und Heizkosten 
von 2,59 €/m² davon ab, dann ergibt sich eine maxi-
male Nettokaltmiete von 4,06 €/m². 
Etwa 190.000 Haushalten mit überhöhten Mietkos-
tenbelastungen stehen bis zu 1.833 Euro monat-
lich als Nettoeinkommen zur Verfügung. Bei einem 
durchschnittlichen Wohnflächenverbrauch je Haus-
halt (68 m²) liegt die maximal leistbare Miete hier bei 
5,50 €/m² (nettokalt). Für eine Alleinerziehende mit 
einem Nettoeinkommen von insgesamt 1.500 Euro im 

3 Im Beispiel erzielt die Alleinerziehende einen Bruttoverdienst von etwa 1.700 Euro aus einem Arbeitsverhältnis deutlich über dem Mindestlohn (30h/
Woche für 14,30 €/h). Nach Abzug der Abgaben und Steuern verbleiben ihr 1.282 Euro pro Monat. Hinzu kommt ein Kindergeld von 219 Euro, sodass 
ihr verfügbares Einkommen etwa 1.500 Euro beträgt. Ab einem anrechenbaren Einkommen von knapp 1.400 Euro würde die Alleinerziehende unter 
den aktuellen Bedingungen in Berlin keine Wohngeldzahlung erhalten. 

Monat3 würde die Nettokaltmietgrenze in einer Woh-
nung mit 65 Quadratmetern sogar bei unter 4,50 €/m² 
liegen. Kleinere Haushalte in kleineren Wohnungen 
können entsprechend höhere Mieten zahlen. 
Knapp 125.00 Haushalte mit Einkommen knapp unter 
den Medianwerten haben eine Mietkostenbelastung 
von über 30 Prozent. Die maximal leistbare Qua-
dratmetermiete bei durchschnittlichem Flächenver-
brauch für diese Haushalte liegt bei etwa 7,50 Euro.
Der durchschnittliche Betrag, den Haushalte in Berlin 
über die Leistbarkeitsgrenze hinaus zahlen müssen, 
beträgt 159 Euro im Monat. Allein um Haushalten mit 
unterdurchschnittlichen Einkommen ohne Transfer-
leistungs- und Wohngeldbezug eine leistbare Miete 
zu sichern, wären bedarfsabhängige Subjektzahlun-
gen oder Mietverzichte etwa vonseiten öffentlicher 
Wohnungsunternehmen in Höhe von 75 Millionen 
Euro im Monat notwendig. Auf das Jahresbudget 
hochgerechnet, entspricht das einem Umfang von 
fast 900 Millionen Euro, mit denen die Mieten staat-
lich subventioniert werden müssten bzw. auf die auf 
der Einnahmeseite verzichtet werden müsste.

Abbildung 8: Mietkosten für Haushalte ohne Transferleistungsbezug nach Einkommensklassen  
in Berlin (2018)

Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 2018
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4 WIE HOCH SIND DIE VERSORGUNGSBEDARFE UND 
-POTENZIALE FÜR EINE SOZIALE WOHNRAUMVERSORGUNG?

Die bisherigen Darstellungen zeigen, wie sehr die 
Berliner Bevölkerung durch die Mietkosten belastet 
ist. In einem nächsten Schritt soll untersucht werden, 
ob leistbare Wohnungen in der Stadt grundsätzlich 
vorhanden sind und ob die soziale Wohnraumversor-
gung über eine optimalere Verteilung der vorhande-
nen Wohnungen verbessert werden könnte. 
Eine Gegenüberstellung von Einkommen und Woh-
nungsmieten nach Einkommens- und Mietpreisklas-
sen zeigt für das Jahr 2018 ein deutliches Defizit von 
fast 300.000 günstigen Wohnungen, die selbst bei 
einer angenommenen optimalen Verteilung für eine 
soziale Wohnungsversorgung fehlen würden. 
Für alle anderen Einkommens- und Mietpreisklassen 
ist das Verhältnis zwischen Versorgungsbedarf und 
Versorgungspotenzial ausgeglichen oder weist sogar 
einen kleinen Versorgungsüberhang auf.
Die Gegenüberstellung von Versorgungsbedarfen 
und Bestand zeigt, dass etwa 60 Prozent der sozia-
len Versorgungsdefizite zumindest theoretisch durch 
eine bessere Verteilung der vorhandenen Wohnun-
gen ausgeglichen werden könnten. Voraussetzung 
dafür wäre eine bedarfsgerechte Verteilung von 
Wohnungen ohne jeden Neuvermietungszuschlag. 
Bedingungen also, die es unter den Voraussetzun-
gen eines marktförmig organisierten Wohnungs-

markts nicht gibt und die nur durch sehr drastische 
staatliche Eingriffe, etwa durch eine Wohnungs-
zwangsbewirtschaftung oder eine Wohnraumlen-
kung, geschaffen werden könnten. In den aktuellen 
wohnungspolitischen Diskussionen spielen solche 
Mittel entsprechend keine Rolle. Die Vergleichszah-
len zeigen zudem, dass selbst im Fall einer solchen 
Optimalverteilung immer noch erhebliche Defizite bei 
der sozialen Wohnraumversorgung bestehen blei-
ben würden. Die Lücke der dann weiterhin fehlenden 
knapp 300.000 Wohnungen würde sogar mit den 
ambitionierten Neubauvorhaben des Berliner Senats 
nicht geschlossen werden können.
Neben den Mietpreissteigerungen ist der Wohnflä-
chenverbrauch der Haushalte ein weiterer wesentli-
cher Grund für die Überschreitung der Leistbarkeits-
grenze. Je größer die Wohnfläche der Wohnung, 
desto höher auch die anfallenden Mietkosten. Der 
mittlere Wohnflächenverbrauch je Haushalt liegt in 
Berlin bei 68 Quadratmetern, der Median des indi-
viduellen Wohnflächenverbrauchs je Person bei 
43 Quadratmetern. Eine Veränderung dieser Konstel-
lationen ist angesichts der Wohnungsmarkt- und der 
Haushaltsstrukturen nicht abzusehen.
Der Anteil von Einpersonenhaushalten an der 
Gesamtbevölkerung in Berlin beträgt 52 Prozent. Die-

Abbildung 9: Versorgungsbedarf und Versorgungspotenzial nach Haushaltseinkommen  
und Miethöhe in Berlin (2018)

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2020: Einkommen und Miethöhen 2018 (Mikrozensus: F I 2 – 4 j /18 l 11 – j / 18)
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Abbildung 10: Versorgungsbedarf und Versorgungspotenzial nach Haushalts- und Wohnungsgröße  
in Berlin (2018)

Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 2018

60 %

50 %

40 %

30 %

20 %

10 %

0 %

  Bedarf (nach Einkommen)    Wohnungen (nach Miethöhe)

1 Person  
(< 45 m2)

2 Personen 
(45 < 60 m2)

3 Personen 
(60 < 75 m2)

4 Personen 
(75 < 90 m2)

6 Personen 
(> 120 m2)

5 Personen 
(90 < 120 m2)

52 %

12 %

29 %

22 %

10 %

26 %

6 %

16 % 15 %

10 %
1 %2 %

sen Haushalten steht lediglich ein Anteil von 12 Pro-
zent kleiner Wohnungen mit weniger als 45 Qua-
dratmetern am Gesamtmietwohnungsbestand 
gegenüber. Die immer wieder einmal vorgebrach-
ten Appelle, insbesondere ältere Menschen sollten 
von großen in kleine Wohnungen umziehen, bleiben 
weitgehend wirkungslos. Es mangelt nicht nur an 
Motivation, sondern vor allem an entsprechenden 
Wohngelegenheiten. Selbst wenn die entsprechend 
kleinen Wohnungen nicht auch von Zwei- und Drei-
personenhaushalten belegt wären, müssten Einper-
sonenhaushalte auf Wohnungen mit einer Größe bis 
zu 75 Quadratmetern ausweichen, wenn alle Haus-

halte mit jeweils einer Wohnung versorgt werden sol-
len. Bei solchen Wohnflächen würden auch günstige 
Quadrat metermieten zu einer hohen Mietkostenbe-
lastung führen.
Die Lösung für dieses Problem liegt in der Verände-
rung der Wohnungsstrukturen im Bestand oder in 
wohnungspolitischen Instrumenten, die darauf zie-
len, Formen des gemeinschaftlichen Wohnens zu för-
dern, zu ermöglichen oder durchzusetzen. Beide Stra-
tegien würden sehr weitgehende staatliche Eingriffe 
in Eigentums- und Persönlichkeitsrechte vorausset-
zen. Auch sie spielen in den aktuellen wohnungspo-
litischen Diskussionen keine Rolle.
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5 WELCHEN BEITRAG ZUR SOZIALEN WOHNRAUMVERSORGUNG 
LEISTEN DIE VERSCHIEDENEN WOHNUNGSMARKTSEGMENTE?

In der Realität des Berliner Wohnungsmarkts ist die 
hohe Mietkostenbelastung vieler Haushalte nicht 
nur auf die fehlenden Wohnungsangebote mit pas-
senden Wohnungsgrößen, sondern vor allem auf die 
hohen Quadratmeterpreise der Wohnungsangebote 
zurückzuführen. Eine Analyse der Angebotsdaten des 
Internetportals ImmobilienScout24 belegt diese Ent-
wicklung über die letzten Jahre. So hat sich der Anteil 
von Wohnungsangeboten mit Mietpreisen von unter 
6 €/m² (netto kalt) von 66 Prozent aller Angebote im 
Jahr 2007 auf lediglich 3 Prozent im Jahr 2021 redu-
ziert.
Im Gegenzug haben sich die sehr teuren Angebote 
von über 16 €/m² (die überhaupt erst im Jahr 2013 die 
Ein-Prozent-Marke überschritten) mit einem Anteil 
von inzwischen 35 Prozent im Jahr 2021 zur größten 
Preisklasse bei den Angeboten des Portals entwickelt. 

Entsprechend gering ist das Potenzial der dortigen 
Angebote für eine soziale Wohnraumversorgung. 
Von diesen Veränderungen sind nicht nur alle Haus-
halte mit geringen Einkommen betroffen, sondern 
auch die sogenannten Bedarfsgemeinschaften im 
Transferleistungsbezug, deren Mieten als Kosten der 
Unterkunft (KdU) zwar von staatlicher Seite über-
nommen werden, jedoch eine bestimmte Höhe nicht 
überschreiten dürfen, um als angemessen zu gelten. 
Diese Angemessenheitsgrenzen für die Kosten der 
Unterkunft werden regelmäßig von der zuständigen 
Senatsverwaltung in Ausführungsvorschriften (AV 
Wohnen) festgelegt und angepasst.
Eine Zeitreihe der «angemessenen» Wohnungsange-
bote auf dem Immobilienportal ImmobilienScout24 
belegt einen drastischen Einbruch. Waren im Jahr 
2007 noch fast 64.000 angemessene Wohnungsan-

Abbildung 11: Prozentualer Anteil der Mietwohnungsangebote für Berlin auf Internetportalen  
nach Mietpreisklassen (2007 bis 2021)

Quelle: RWI; ImmobilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: RWI Real Estate Data (Scientific Use File) – Apartments for rent. Version: 6.1. RWI,  

Leibniz Institute for Economic Research, unter: http://doi.org/10.7807/immo:red:wm:suf:v6; eigene Berechnungen
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gebote auf dem Portal zu finden, wurden dort in den 
Jahren 2020 und 2021 nur noch knapp über 4.000 
angemessene Mietwohnungsangebote inseriert 
(siehe Abbildung 12).
Eine Analyse der räumlichen Verteilung von angemes-
senen Mietwohnungsangeboten verweist auf einen 
sehr ungleichen Verlauf der Veränderungen. Konzen-
trierten sich vor allem in den Jahren des entspannten 
Wohnungsmarkts die angemessenen Mietwohnungs-
angebote in den Innenstadtbezirken wie Kreuzberg, 
Wedding oder auch Neukölln (2007), wiesen zwi-
schenzeitlich die Großsiedlungen an der Peripherie 
der Stadt die höchste Dichte der weniger gewordenen 

preisgünstigen Angebote auf (2012, 2017), um sich 
letztendlich auch dort «auszuschleichen» (2021). Die-
ser massive Rückgang an Mietwohnungsangeboten, 
die sich innerhalb der jeweils geltenden KdU-Bemes-
sungsgrenzen bewegen, kann auch darauf zurück-
geführt werden, dass günstige Wohnungen keiner 
Annonce im Internet benötigen, um schnell Abneh-
mer*innen zu finden. Hier finden sich vor allem hoch-
preisige Angebote. Allerdings bieten solche Portale 
die am einfachsten zugänglichen Marktinformationen, 
die eine Wohnungssuche jenseits von Beziehungs-
netzwerken und spezialisierten Marktkenntnissen 
ermöglichen. 

Abbildung 12a: Mietwohnungsangebote für Berlin auf Internetportalen innerhalb der 
Bemessungsgrenzen bei Übernahme der Kosten der Unterkunft/KdU (2007 bis 2021)

Quelle: RWI; ImmobilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: RWI Real Estate Data (Scientific Use File) – Apartments for rent. Version: 6.1. RWI, Leibniz 

Institute for Economic Research, un-ter: http://doi.org/10.7807/immo:red:wm:suf:v6; eigene Berechnungen
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Abbildung 12b: Angemessene Mietwohnungsinserate für Berlin nach KdU-Bemessungsgrenze (2007)

Quelle: RWI; ImmobilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: RWI Real Estate Data (Scientific Use File) – Apartments for rent. Version: 6.1. RWI,  

Leibniz Institute for Economic Research, unter: http://doi.org/10.7807/immo:red:wm:suf:v6; eigene Berechnungen

Abbildung 12c: Angemessene Mietwohnungsinserate für Berlin nach KdU-Bemessungsgrenze (2012)

Quelle: RWI; ImmobilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: RWI Real Estate Data (Scientific Use File) – Apartments for rent. Version: 6.1. RWI,  

Leibniz Institute for Economic Research, unter: http://doi.org/10.7807/immo:red:wm:suf:v6; eigene Berechnungen

http://doi.org/10.7807/immo:red:wm:suf:v6
http://doi.org/10.7807/immo
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Abbildung 12d: Angemessene Mietwohnungsinserate für Berlin nach KdU-Bemessungsgrenze (2017)

Quelle: RWI; ImmobilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: RWI Real Estate Data (Scientific Use File) – Apartments for rent. Version: 6.1. RWI,  

Leibniz Institute for Economic Research, unter: http://doi.org/10.7807/immo:red:wm:suf:v6

Abbildung 12e: Angemessene Mietwohnungsinserate für Berlin nach KdU-Bemessungsgrenze (2021)

Quelle: RWI; ImmobilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: RWI Real Estate Data (Scientific Use File) – Apartments for rent. Version: 6.1. RWI,  

Leibniz Institute for Economic Research, unter: http://doi.org/10.7807/immo:red:wm:suf:v6; eigene Berechnungen

http://doi.org/10.7807/immo
http://doi.org/10.7807/immo
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Ein Vergleich der Zusammensetzung der Wohnungs-
angebote und der entsprechenden Wiedervermie-
tungsmieten auf ImmobilienScout24, von Vonovia 
und den landeseigenen Wohnungsunternehmen 

verweist darauf, wie unterschiedlich die Beiträge die-
ser Segmente des Wohnungsmarkts für die soziale 
Wohnraumversorgung in Berlin ausfallen. 

Abbildung 13a: Vermietungsangebote für Berlin auf ImmobilienScout 24 (2017 bis 2021)

Quelle: ImmobilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: RWI Real Estate Data (Scientific Use Files)
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Abbildung 13b: Vermietungsangebote für Berlin von Vonovia (2017 bis 2021)

* Daten für Vonovia 2021 auf der Datenbasis bis Juni 2021 hochgerechnet 

Quelle: eigene Berechnungen nach Auswertung von Wohnungsangeboten von Vonovia
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Während von der Gesamtheit der Inserate auf dem 
Immobilienportal im Jahr 2021 lediglich 11 Prozent 
in der Mietpreisklasse unter 7,00 €/m² lagen, betrug 
dieser Anteil bei den Berliner Wiedervermietungs-
angeboten von Vonovia immerhin 25 Prozent. Ver-
gleichbare Wohnungsmieten werden bei den lan-
deseigenen Wohnungsunternehmen jedoch zu mehr 
als 60 Prozent angeboten, was die herausgehobene 
Bedeutung öffentlicher Wohnungsbestände für die 
soziale Wohnungsversorgung deutlich macht. 
Ein Vergleich der Mietpreisentwicklung in den Ber-
liner Beständen der Vonovia und der landeseige-
nen Wohnungsunternehmen zeigt einen deutlichen 
Unterschied: Während die Bestandsmieten von Von-
ovia den stadtweiten Mittelwert der Bestandsmiete 
in fast allen Jahren übersteigen, liegen die mittleren 

Bestandsmietpreise der landeseigenen Wohnungs-
unternehmen deutlich darunter. Vor dem Hintergrund 
strukturell ähnlicher Bestände ein deutliches Zeichen 
für die sozial ausgerichtete Bewirtschaftung der 
öffentlichen Wohnungsbestände.
Ein Vergleich der Bestandsmietentwicklung verweist 
auf eine überdurchschnittliche Steigerungsdynamik 
in den Vonovia-Beständen. Während sich die durch-
schnittlichen Bestandsmieten zwischen 2017 und 
2021 um 7,4 Prozent erhöht haben, lag der Vergleichs-
wert für die über 40.000 Wohnungen der Vonovia in 
Berlin mit 11,8 Prozent deutlich über der allgemeinen 
Steigerungsrate. Die landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen hingegen blieben mit einer Steigerung von 
6,4 Prozent unter der allgemeinen Mietpreisentwick-
lung in der Stadt.

Abbildung 13c: Vermietungsangebote der landeseigenen Wohnungsunternehmen (LWU)  
in Berlin (2017 bis 2021)

* Daten für Vonovia 2021 auf der Datenbasis bis Juni 2021 hochgerechnet 

Quelle: WVB: Berichte zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen 2017 bis 2021
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Tabelle 2: Bestandsmietentwicklung im Vergleich (durchschnittliche Nettokaltmiete pro m2)

2017 2018 2019 2020 2021
Veränderung
2017 bis 2021

LWU 5,91 € 6,09 € 6,22 € 6,23 € 6,29 € + 6,4 %

Vonovia 6,35 € 6,62 € 6,84 € 6,63 € 7,10 € + 11,8 %

alle Bestandsmieten 6,39 € 6,56 € 6,72 € 6,79 € 6,86 € + 7,4 %

Quelle: WVB: Berichte zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen 2017 bis 2021; IBB-Wohnungsmarktberichte 2017 bis 2021;  

Vonovia-Geschäftsberichte 2017 bis 2021
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Die überdurchschnittlichen Steigerungen der Von-
ovia-Mieten sind neben modernisierungsbedingten 
Mieterhöhungen auch auf die angehobenen Neu-
vermietungsmieten zurückzuführen. Während die 
Neuvermietungsmieten bei den landeseigenen Woh-
nungsunternehmen in den letzten Jahren im Durch-
schnitt 1,09 €/m² über den Bestandsmieten lagen, 
wurde von Vonovia bei der Wiedervermietung im 
Durchschnitt ein Aufschlag von 2,26 €/m² verlangt.
Unterschiede beim Vermietungsverhalten der landes-
eigenen und kommerziellen Wohnungsunternehmen 
zeigen sich nicht nur bei der Mietpreisgestaltung, 
sondern auch bei der Stabilität des Angebotsvolu-
mens. Mit Blick auf den zeitlichen Verlauf der Miet-
wohnungsangebote zeigt sich sowohl in der Gesamt-
heit der ImmobilienScout24-Angebote als auch bei 
den Vonovia-Angeboten, dass die veränderten Auf-
lagen des Mietendeckels einen kleinen Effekt hat-
ten und den Anteil der Wohnungen unter 7,00 €/m² 
jeweils anstiegen ließen. Besonders deutlich sieht 
man dies bei den Vonovia-Angeboten. Lag der Anteil 

der Mietangebote von unter 7,00 €/m² in den Jahren 
2018 und 2019 noch unter den Anteilen der Immo-
bilienScout24-Gesamtheit, so befand er sich in den 
letzten zwei Jahren deutlich darüber. Ob das eine 
kurzfristige Reaktion auf die wohnungspolitischen 
Debatten in Berlin war oder für eine langfristig ange-
legte Neuorientierung der Vermietungspraxis steht, 
kann aufgrund der besonderen Ausnahmesituation in 
den letzten Jahren (Mietendeckel und Corona) nicht 
abschließend beurteilt werden. Durchgehend sta-
bil hingegen ist der Anteil der Wiedervermietungen 
zu den WBS-Konditionen durch die landeseigenen 
Wohnungsunternehmen, die im Rahmen der Koope-
rationsvereinbarungen (KoopV) klare Vorgaben des 
Landes Berlin umsetzen.
Diese Stabilität der öffentlichen Wohnungsbewirt-
schaftung wird auch in den unterschiedlichen Reak-
tionen auf den Mietendeckel deutlich. Während die 
landeseigenen Wohnungsunternehmen auch in den 
Jahren seines Bestands ein relativ stabiles Wieder-
vermietungsgeschehen aufwiesen, waren sowohl in 

Abbildung 14: Bestandsmietentwicklung (Nettokaltmieten pro m2) in verschiedenen 
Wohnungsmarktsegmenten in Berlin (2017 bis 2021)

Quelle: WVB: Berichte zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen 2017 bis 2021; IBB-Wohnungsmarktberichte 2017 bis 2021;  

Vonovia-Geschäftsberichte 2017 bis 2021
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Tabelle 3: Neuvermietungsdifferenz in Berlin im Vergleich (2017 bis 2021)

2017 2018 2019 2020 2021
Durchschnitt
2017 bis 2021

LWU 1,18 € 1,34 € 1,21 € 0,77 € 0,96 € 1,09 €

Vonovia 2,29 € 2,59 € 2,59 € 2,00 € 1,82 € 2,26 €

Quelle: WVB: Berichte zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen 2017 bis 2021; IBB-Wohnungsmarktberichte 2017 bis 2021;  

Vonovia-Geschäftsberichte 2017 bis 2021
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der Gesamtheit der ImmobilienScout24-Angebote als 
auch bei Vonovia in den Jahren 2020 und 2021 deut-
liche Rückgänge bei den Angeboten zu beobachten.
Der Verlauf der Reaktionen auf den Berliner Mieten-
deckel zeigt zwei unterschiedliche Muster: Stabilität 
bei den landeseigenen Wohnungsunternehmen, die 
trotz Mietendeckel und Corona ein eher gleichblei-
bendes Angebotsvolumen aufwiesen, und sehr dras-
tische Einschnitte bei den Portal- und Vonovia-Ange-
boten (siehe Abbildung 16). Die Reaktion der Anbieter 
auf ImmobilienScout24 und auch von Vonovia zeigen 
deutlich, dass private Wohnungsunternehmen offen-
sichtlich nicht bereit sind, Einbußen bei den zu erwar-
tenden Mieterträgen zu akzeptieren, und dass sie 
Wohnungsangebote lieber zurückstellen oder über 
weniger transparente Wege vermieten, als sie zu den 
öffentlich regulierten Mietpreisen anzubieten.

Mit der Angebotsreduktion vieler Marktakteure hat 
die Bedeutung der landeseigenen Wohnungsun-
ternehmen (LWU) für die Wohnungsversorgung in 
Berlin zugenommen. Lag die Gesamtzahl der Mietan-
gebote auf der ImmobilienScout24-Plattform 2017 
noch beim 4,2-Fachen der öffentlichen Wohnungsan-
gebote, haben die 2021 über die Plattform angebo-
tenen Wohnungen nur noch den 2,7-fachen Umfang 
der LWU-Angebote. Auch die Bedeutung der Vono-
via-Bestände für das Wiedervermietungsgeschehen 
hat im Vergleich zu den Angeboten der landeseige-
nen Wohnungsunternehmen deutlich abgenommen. 
Betrug das Angebotsvolumen von Vonovia gegen-
über den LWU-Angeboten im Jahr 2017 noch 12 Pro-
zent, reduzierte sich dieser Wert im Jahr 2021 auf 
gerade einmal 6 Prozent. Im Vergleich der Bestand-
größen im Jahr 2021 (LWU: 340.000 Wohnungen; 

Abbildung 15: Wiedervermietungsmieten (pro m2) in verschiedenen Wohnungsmarktsegmenten in 
Berlin vor und nach dem Mietendeckel (2017 bis 2021)

Quelle: Quelle: WVB: Berichte zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen 2017 bis 2021; Auswertung von Wohnungsangeboten von 

Vonovia; RWI; ImmbolilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: Real Estate Data (Scientific Use Files)
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Tabelle 4: Umfang der Wiedervermietungsangebote in verschiedenen Wohnungsmarktsegmenten  
in Berlin (2017 bis 2021)

2017 2018 2019 2020 2021

ImmobilienScout24 66.595 61.990 66.453 43.861 41.444

Vonovia 1.894 1.825 2.099 1.370 862

LWU 15.813 15.226 15.201 14.368 15.400

Quelle: WVB: Berichte zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen 2017 bis 2021; Auswertung von Wohnungsangeboten von Vonovia; RWI; 

ImmbolilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: Real Estate Data (Scientific Use Files)
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Vonovia: 45.000 Wohnungen) liegt das Wiederver-
mietungsvolumen von Vonovia und damit der Beitrag 
zur Wohnraumversorgung von bisher unversorgten 
Haushalten deutlich unter den zu erwartenden Antei-
len von 13 Prozent. 
Sowohl die Preisstrukturen der angebotenen Woh-
nungen als auch das Wiedervermietungsverhalten 
verweisen auf eine gestiegene Bedeutung der von 

den landeseigenen Wohnungsunternehmen verwal-
teten öffentlichen Bestände. Insbesondere die Anfor-
derungen der sozialen Wohnraumversorgung setzen 
eine dauerhafte Bewirtschaftung voraus, die sich 
nicht auf die Optimierung der Erträge beschränkt. 
Dies jedoch kann von den privaten Wohnungsunter-
nehmen und Immobilienkonzernen nicht erwartet 
werden.

Abbildung 16: Volumen der Wiedervermietungsangebote in verschiedenen  
Wohnungsmarktsegmenten in Berlin vor und nach dem Mietendeckel (2017 bis 2021) 
(Index-Darstellung: 2017 = 100)

Quelle: WVB: Berichte zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen 2017 bis 2021; Auswertung von Wohnungsangeboten von Vonovia; RWI; 

ImmbolilienScout24 2022; RWI-GEO-RED: Real Estate Data (Scientific Use Files)
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FAZIT

Die zentralen Erkenntnisse dieser Betrachtung von 
Wohnungsmarktentwicklungen und der Wohnungs-
versorgung in Berlin lassen sich wie folgt zusammen-
fassen: 
–  Die Analyse der Mietentwicklungen und Verände-

rungen des Berliner Wohnungswesens in den 30 
Jahren seit der Wiedervereinigung zeigen einen 
dynamischen Verlauf, der nicht einseitig auf ein-
zelne Einflussfaktoren zurückzuführen ist. 

–  Ein Vergleich von Angeboten und Nachfrage mit 
den Mietentwicklungen zeigt deutlich, dass sich 
die Mietsteigerungen nicht vorrangig auf feh-
lenden Wohnungsneubau zurückführen lassen. 
Stattdessen sind auch a) die drastische Reduktion 
sozial gebundener Bestände, b) die durch die Pri-
vatisierungspolitik beschleunigte Durchsetzung 
einer Dominanz privater (überwiegend gewinnori-
entierter) Wohnungsanbieter sowie c) die hohe 
Ertragserwartungen auf einem überhitzten Grund-
stücksmarkt als zentrale Erklärungselemente zu 
berücksichtigen.

–  Die soziale Versorgungslücke liegt mit 760.000 Woh-
nungen deutlich über den Zielzahlen und Potenzia-
len der vom Senat verfolgten Neubaustrategie. 
48 Prozent der Berliner Mieterhaushalte bezahlen 
derzeit bereits mehr Miete, als sie es sich leisten kön-
nen (ihre Mietkostenbelastung liegt bei über 30 Pro-
zent ihres Einkommens). Die große Lücke zwischen 
Bestands- und Angebotsmieten erschwert durch die 
sehr geringen Anteile von angemessenen und leist-
baren Angeboten a) den Zugang von Haushalten mit 
geringen Einkommen zur Wohnraumversorgung, 
löst b) Lock-in-Effekte durch die hohen Transakti-
onskosten möglicher Umzüge aus und verstärkt 
c) den Verdrängungsdruck auf die Bestandsbewoh-
nerschaft.

–  Steigende Mietpreise, unberechenbare Reakti-
onen auf die Veränderung von politischen Rah-

menbedingungen und ein nur geringer Beitrag 
zur sozialen Wohnraumversorgung prägen das 
Bewirtschaftungs- und Vermietungsverhalten vie-
ler privater Anbieter und kommerzieller Wohnungs-
unternehmen. Dem stehen stabile, aber im Umfang 
beschränkte Versorgungsleistungen der landesei-
genen Wohnungsunternehmen (ca. 15.000 Wie-
dervermietungen pro Jahr) gegenüber.

–  Verstärkter Neubau bietet insbesondere für das 
Problem der unzureichenden Wohnraumversor-
gung für Haushalte mit niedrigem Einkommen 
keine Lösung, da sich a) die die aus Modellen abge-
leiteten Entspannungseffekte durch verstärkten 
Neubau nicht in den Mietpreisen niederschlagen, 
b) sich Mieteffekte durch Neubau erst beim Errei-
chen eines reales Überangebots mit hohen Leer-
standsquoten einstellen und damit im Zielkonflikt 
zu klimapolitischen Anforderungen stehen sowie 
c) die Angebotserweiterungen sich zunächst nur 
auf die Höchstmieterwartungen auswirken und 
Verbesserungen der Versorgungslage in Bezug auf 
günstigen Wohnraum kaum zu erwarten sind.

Angesichts beschränkter Regulierungspotenziale 
und begrenzter Neubaueffekte sind die wohnungs-
politischen Optionen deutlich eingeschränkt. Eine 
soziale Wohnraumversorgung für Haushalte mit 
geringen Einkommen erfordert unterdurchschnittli-
che Mietpreise, die unter den aktuellen Marktbedin-
gungen nur durch hohe Subventionen oder deutliche 
Ertragsverzichte erreicht werden können. Eine dau-
erhafte soziale Wohnungsversorgung setzt deshalb 
dauerhaft gebundene Bestände mit sozialer Bewirt-
schaftung voraus (und wird von ökonomisch-rational 
agierenden Wohnungsunternehmen nicht zu erwar-
ten sein). In der Gesamtbetrachtung sieht es so aus, 
als sei eine deutliche Erweiterung der kommunalen 
Bestände der nachhaltigste und effektivste Weg, um 
die soziale Wohnraumversorgung zu verbessern. 
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